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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Oktober 1962 

6 — 68020 — 6199/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 
27. Juli 1957 zum EWG- Vertrag 


Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) den Vorschlag 
der Kommission für einen Verordnungsentwurf über die Aus- 
setzung der Anwendung von Artikel 85 EWGV sowie der zu 
seiner Durchführung bereits getroffenen oder zu treffenden 
Maßnahmen auf Beförderungen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr sowie eine Stellungnahme der Kom- 
mission für den Rat in Form eines Verordnungsentwurfs zur 
Aussetzung der Anwendung der Artikel 85 bis 94 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auf die Seeschiffahrt und Luftfahrt sowie eine Aufzeichnung 
des Bundesministeriums für Verkehr zu diesen Vorschlägen, 

Der Rat der EWG hat auf seiner Sitzung am 27. September 1962 
beschlossen, zu beiden Verordnungsentwürfen das Europäische 
Parlament und den Wirtschafts- und Sozialausschuß anzuhören. 
Er beabsichtigt, beide Verordnungen auf seiner Tagung am 
29. /30. Oktober 1962 zu behandeln und, wenn möglich, die Ver- 
ordnung für die Binnenverkehrsträger — - wahrscheinlich modi- 
fiziert ■ — zu verabschieden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung Nr 

über die Aussetzung der Anwendung von Artikel 85 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtsdiaftsgemeinschaft 
sowie der zu seiner Durchführung bereits getroffenen oder 
ZU treffenden Maßnahmen auf Beförderungen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnensdüffsverkehr 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf die Artikel 75, 85 und 87 Ab- 
satz 2 Buchstabe c, 

gestützt auf die zur Durchführung von Artikel 87 
getroffenen Maßnahmen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik und 
unter Berücksichtigung der in Artikel 75 des Ver- 
trages genannten Besonderheiten kann es erforder- 
lich werden, für die in Artikel 84 Absatz 1 genann- 
ten Verkehrsträger Vorsciiriften zur Durchführung 
von Artikel 85 des Vertrages zu erlassen, die sich 
von den in den anderen Wirtschaftsbereichen be- 
reits getroffenen oder zu treffenden Maßnahmen 
unterscheiden. 

Somit könnte einer sofortigen Anwendung von 
Artikel 85 und der zur Durchführung dieses Arti- 
kels bereits getroffenen oder zu treffenden Maßnah- 
men zu einem späteren Zeitpunkt die Anwendung 
von Wettbewerbsregeln folgen, die den übrigen 
Maßnahmen, die zur Verwirklichung einer gemein- 
samen Verkehrspolitik zu erlassen sind, Rechnung 
tragen. Die Anwendung aufeinanderfolgender 
Systeme im Laufe eines verhältnismäßig kurzen 
Zeitraums auf Verkehrsunternehmen wäre jedoch 
geeignet, diesen zu schaden und schwerwiegende 
wirtschaftliche Störungen in der Verkehrswirtschaft 
hervorzurufen. 

Ein Zeitraum von etwa zwei Jahren dürfte aus- 
reichen, um den Organen der Gemeinschaft die 
Möglichkeit zu geben, mit den Mitgliedstaaten die 
Durchführungsbestimmungen für Artikel 85 festzu- 
legen, die sich als notwendig erweisen könnten, um 
gleichzeitig die Beachtung der Grundsätze dieser 
Vertragsvorschrift und die Durchführung einer ge- 
meinsamen Verkehrspolitik zu gewährleisten. 

Es ist daher angebracht, die Anwendung von Ar- 
tikel 85 sowie die zur Durchführung dieses Artikels 


getroffenen oder zu treffenden Maßnahmen auf die 
in Artikel 84 Absatz 1 genannten Verkehrsunter- 
nehmen bis zum 1. Januar 1965 auszusetzen. 

Die Durchführung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik und die in Artikel 75 genannten Besonder- 
heiten des Verkehrs rechtfertigen die Aussetzung 
von Artikel 85 jedoch nur für Vereinbarungen, Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltens- 
weisen, die unmittelbar die Verkehrsleistung betref- 
fen. 

Damit der Rat innerhalb der vorgesehenen Fristen 
besondere Bestimmungen zur Anwendung der Wett- 
bewerbsregeln auf die Verkehrsunternehmen im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr unter 
Berücksichtigung der gemeinsamen Verkehrspolitik 
erlassen kann, muß die Kommission dem Rat recht- 
zeitig, d. h. bis zum 1. Januar 1964, Vorschläge un- 
terbreiten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anwendung von Artikel 85 sowie der zu 
seiner Durchführung getroffenen oder zu treffenden 
Maßnahmen auf Beförderungen im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr wird bis zum 
1. Januar 1965 ausgesetzt. 

Artikel 2 

Die Aussetzung der Anwendung von Artikel 85 
des Vertrages sowie der zu seiner Durchführung 
getroffenen oder zu treffenden Maßnahmen betrifft 
jedoch nur die von den Verkehrsunternehmen im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr ge- 
troffenen Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmte Verhaltensweisen, die die Fest- 
setzung der Frachten und Beförderungsbedingungen, 
die Beschränkung oder Kontrolle des Angebots im 
Verkehr und die Aufteilung der Verkehrsmärkte 
bezwecken oder bewirken. 

Artikel 3 

Damit der Rat besondere Bestimmungen zur An- 
wendung der Wettbewerbsregeln auf Verkehrsun- 
ternehmen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
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schiftfsverkehr unter Berücksichtigung der gemein- 
samen Verkehrspolitik erlassen kann, wird die 
Kommission dem Rat bis zum 1. Januar 1964 Vor- 
schläge unterbreiten. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 31. Oktober 1962 in 
Kraft. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und 
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 

Für den Rat 
Der Präsident 


Begründung 


1. In ihrem Memorandum über „die Anwendbarkeit 
der Wettbewerbsregeln des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auf das Verkehrswesen und die Auslegung und 
Anwendung des Vertrages, soweit dieser die 
Seeschiffahrt und Luftfahrt betrifft“ (Dok. 
VII/S/05230 endg. vom 12. November 1960) hat 
die Kommission die Auffassung vertreten, daß 
die Artikel 85 bis 94 des Vertrages von Rom 
grundsätzlich auf den Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr anwendbar sind. In der 
Denkschrift über die Grundausrichtung der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik wird diese Aus- 
legung berücksichtigt [Dok. VII/KOM(61) 50 
endg. vom 10. April, 1961]. Die Kommission ist 
daher der Ansicht, daß die erste Durchführungs- 
verordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Ver- 
trages (Verordnung Nr. 17 vom 6. Februar 1962) 
auf den Verkehr anwendbar ist. 

2. Unabhängig von der allgemeinen Frage nach 
dem Rechtssystem, dem Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr hinsichtlich der Wettbe- 
werbsregeln unterworfen sind, ist bereits jetzt 
mit dem Auftreten von Schwierigkeiten für den 
Fall zu rechnen, daß die in Artikel 85 enthalte- 
nen Regeln in ihrer derzeitigen Form auf diesen 
Sektor angewendet werden. 

3. Die Kommission befaßte sich z. Z. mit der Aus- 
arbeitung der nach Artikel 3e, 74 und 75 des 
Vertrages einzuführenden gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik. Zu diesem Zweck hat sie dem Rat 
ein Aktionsprogramm vorgelegt. Um die Ziele 
der gemeinsamen Verkehrspolitik — d. h. die 
Beseitigung der Hindernisse, die der Verkehr 
der Verwirklichung des allgemeinen Gemein- 
samen Marktes entgegensetzen kann, die Inte- 
gration des Verkehrswesens auf Gemeinschafts- 
ebene und die allgemeine Ordnung des Ver- 
kehrswesens — zu erreichen, ist es notwendig, 
die sich aus der Festlegung und der Durchfüh- 


rung der gemeinsamen Politik unter Berücksich- 
tigung der Besonderheiten des Verkehrs erge- 
benden Erfordernisse mit denen des allgemeinen 
Vorgehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
Wettbewerbsregelung in Einklang zu bringen. 
Es erscheint daher erforderlich, die Anwendung 
von Artikel 85 sowie der zu seiner Durchführung 
getroffenen oder zu treffenden Maßnahmen für 
einen gewissen Zeitraum auszusetzen. Bis zum 
Ende dieser Frist wird es möglich sein, dem Rat 
Vorschläge zu unterbreiten, auf Grund deren er 
besondere Bestimmungen erlassen kann, die sich 
zur Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Ver- 
kehrsunternehmen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr unter Berücksichtigung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik als notwendig er- 
weisen könnten. 

4. In diesem Sinne haben das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
geltend gemacht, daß es notwendig sei, „für den 
Verkehr besondere Wettbewerbsregeln überall 
dort aufzustellen, wo die allgemeinen Wettbe- 
werbsregeln den Besonderheiten des Verkehrs 
und der Erfüllung seiner Aufgaben nicht gerecht 
würden“, 

5. Die Erfordernisse der gemeinsamen Verkehrs- 
politik unter Berücksichtigung der in Artikel 75 
genannten Besonderheiten des Verkehrs können 
jedoch die Aussetzung der Anwendung von Arti- 
kel 85 auf Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen, die 
nicht unmittelbar die Verkehrsleistung betreffen, 
nicht rechtfertigen. Artikel 85 und die zu seiner 
Durchführung getroffenen oder zu treffenden 
Maßnahmen müssen daher weiterhin auf der- 
artige Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmte Verhaltensweisen angewen- 
det werden. 

6. Zu diesem Zweck wird die Kommission dem Rat 
bis zum 1. Januar 1964 Vorschläge unterbreiten. 
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Entwurf der Verordnung Nr 

zur Aussetzung der Anwendung der Artikel 85 bis 94 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf die Seeschiffahrt und die Luftfahrt 

(Stellungnahme der Kommission für den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 84 Absatz 2, 

nach Anhörung der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die besonderen Aspekte der Seeschiffahrt und der 
Luftfahrt können dazu führen, daß besondere Vor- 
schriften erforderlich werden-, die Verfasser des 
Vertrages haben die entsprechende Möglichkeit in 
Artikel 84 Absatz 2 ausdrücklich berücksichtigt. Be- 
vor die Artikel 85 bis 94 unmittelbar auf diese Ver- 
kehrsträger angewendet werden oder bevor die 
etwa erforderlichen Anpassungsvorschriften er- 
gehen, erscheint es jedoch zweckmäßig, die auf 
diesem Gebiet gegebenen Verhältnisse gemeinsam 
mit den Mitgliedstaaten zu prüfen. 

Im Rahmen dieser Untersuchung ist zu prüfen, ob 
geeignete, den Besonderheiten der Seeschiffahrt und 
Luftfahrt angemessene Vorschriften zur Verfol- 
gung der Ziele des Vertrages notwendig sind; bei 
diesen Maßnahmen ist der Tatsache Rechnung zu 
tragen, daß die Tätigkeit der beiden Verkehrsträger 
sich überwiegend in einem größeren Rahmen ab- 
spielt als in dem der Gemeinschaft. 

Für den Zeitraum der Dauer dieser Untersuchung 
ist es angebracht, die Anwendung der Artikel 85 
bis 94 auszusetzen, damit Unzulänglichkeiten ver- 
mieden werden, die sich für die Unternehmen aus 
der Aufeinanderfolge unterschiedlicher rechtlicher 
Regelungen ergeben könnten, falls sich besondere 
Vorschriften als notwendig erweisen sollten. 

Die besonderen Aspekte der Seeschiffahrt und der 
Luftfahrt rechtfertigen jedoch auch eine Aussetzung 
des Artikels 85 nur gegenüber solchen Vereinbarun- 
gen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten 
Verhaltensweisen, welche die Verkehrsleistung be- 
treffen. 

Diese Aussetzungsfrist muß genügen, um ent- 
weder die nötigen besonderen Bestimmungen aus- 
zuarbeiten oder um die Gewißheit zu schaffen, daß 
die Artikel 85 bis 94 und deren Durchführungsvor- 


schriften ohne Nachteil ganz oder teilweise auf die 
Seeschiffahrts- und die Luftfahrtunternehmen ange- 
wendet werden können; in diesem Fall würde die 
Anwendung des Artikels 85 auf alle Vereinbarun- 
gen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Ver- 
haltensweisen eine Anpassung der Übergangsrege- 
lung der Verordnung Nr. 17 an die Fristen der vor- 
liegenden Verordnung erforderlich machen ■ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anwendung der Artikel 85 bis 94 des Ver- 
trags auf die Seeschiffahrt und die Luftfahrt wird 
bis zum 31. Dezember 1964 ausgesetzt. 

Artikel 2 

Die Aussetzung der Anwendung des Artikels 85 
des Vertrags sowie der zur Durchführung dieser Be- 
stimmung erlassenen oder zu erlassenden Vorschrif- 
ten bezieht sich jedoch nur auf solche von Seeschiff- 
fahrt- und Luftfahrtunternehmen getroffenen Ver- 
einbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen, die die Festsetzung der 
Beförderungsentgelte und -Bedingungen, die Be- 
schränkung oder Kontrolle des Angebots von Ver- 
kehrsleistungen und die Aufteilung der Verkehrs- 
märkte zum Gegenstand haben oder sich darauf aus- 
wirken. 

Artikel 3 

Die Kommission wird mit den Mitgliedstaaten die 
Verhältnisse in der Seeschiffahrt und der Luftfahrt 
prüfen. 

Artikel 4 

1. Die Kommission wird dem Rat auf Grund der in 
Artikel 3 vorgesehenen Prüfung bis zum 1. Januar 
1964 geeignete Vorschriften im Sinne des Artikels 84 
Absatz 2 zur Regelung des Wettbewerbs auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt und der Luftfahrt Vor- 
schlägen. 

1. Sollten die entsprechenden Vorschriften nicht bis 
zum 1. Januar 1965 erlassen werden, so gelten die 
Artikel 85 bis 94 sowie deren Durchführungsbe- 
stimmungen insgesamt auch für die Seeschiffahrt 
und Luftfahrt. 
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In diesem Fall finden die Artikel 5, 6 Absatz 2, 7 
Absatz 1 sowie 15 Absatz 5 b der Verordnung Nr. 17 
auf die anderen in Artikel 2 dieser Verordnung 
nicht genannten Vereinbarungen, Beschlüsse und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die 
am 1. Januar 1965 bestehen, Anwendung, sofern sie 
vor dem 1. Juli 1965 bei der Kommission ange- 
meldet werden, Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17 findet jedoch auch auf die in Artikel 2 dieser 
Verordnung genannten Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
Anwendung, die am 1. Januar 1965 bestehen und die 
zu den in Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 


genannten Gruppen gehören, sofern sie vor dem 

1. Januar 1966 angemeldet werden. 

Artikel 5 

Die Bestimmungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 die- 
ser Verordnung werden nach Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des Europäischen 
Parlaments erlassen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 


Begründung 


1. In ihrem Memorandum vom 12. November 1960 
über die Anwendbarkeit der Wettbewerbsregeln 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft auf das Verkehrswesen 
und über die Auslegung und die Anwendung 
des Vertrages auf die Seeschiffahrt und Luft- 
fahrt, sowie in ihrer Denkschrift an den Rat über 
die Grundausrichtung der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik vom 10. April 1961 hat die Kommis- 
sion die wirtschaftlichen und rechtlichen Gründe 
dargelegt, aus denen sie der Meinung ist, daß 
die allgemeinen Vorschriften des Vertrages, mit 
Ausnahme der Artikel 74 bis 83, auf die See- 
schiffahrt und die Luftfahrt anwendbar sind. 

2. Hinsichtlich der Anwendung der Wettbewerbs- 
regeln kommt die Kommission in ihrem Memo- 
randum vom 12. November 1960 jedoch zu dem 
Schluß, daß geprüft werden müßte, „ob bis zum 
Erlaß einer Gesamtregelung zur Anpassung der 
Vertragsbestimmungen an die Erfordernisse der 
Seeschiffahrt und der Luftfahrt die Anwendung 
der Artikel 85 bis 94 auf diese beiden Verkehrs- 
träger durch einen Beschluß des Rats gemäß 
Artikel 84 Absatz 2 ausgesetzt werden sollte". 

3. Die verschiedenen Fragen, die sich aus der An- 
wendung der Artikel 85 bis 94 und der dazuge- 
hörigen Durchführungsbestimmungen auf diese 
beiden Verkehrsträger ergeben, sind zwar bis- 
her noch nicht vollständig geprüft worden, doch 
steht fest, daß diese Verkehrsträger, insbeson- 
dere infolge ihrer „weltweiten" Verflechtung, 
ausgeprägte Eigenheiten besitzen, die eine An- 
wendung dieser Artikel ohne entsprechende An- 
passung nicht möglich erscheinen lassen. 

4. In der Linienschiffahrt der großen Schiffahrts- 
gesellschaften, die zu etwa 80 v. H. den Weltsee- 
verkehr bestreiten, werden Fahrpläne und Frach- 


ten in „Konferenzen" ausgehandelt und für die 
Beteiligten verbindlich gemacht. Die Organisa- 
tion dieser „Konferenzen" beruht auf der oligo- 
polistischen Struktur des Seefrachtenmarktes, die 
zu unlauteren Preisunterbietungen neigt. 

Außerdem hat die besondere wirtschaftliche Be- 
deutung ider Seeverkehrsunternehmen für die 
hochindustrialisierten Staaten dazu geführt, daß 
diese den Seeschiffahrtsgesellschaften verschie- 
dene Subventionen gewähren. 

In der Luftfahrt liegen die Verhältnisse ähnlich 
wie in der Seeschiffahrt. Aus diesem Grunde 
haben sich die meisten Luftfahrtgesellschaften in 
der lATA (International Air Transport Asso- 
ciation) zusammengeschlossen. Diese Gesell- 
schaft koordiniert die Flugpläne und setzt die 
Tarife fest, die für die beteiligten Luftfahrtgesell- 
schaften verbindlich sind. Zur Zeit entwickelt 
sich in der EWG die Tendenz zu Zusammen- 
schlüssen und zur Konzentration der Luftfahrt- 
gesellschaften in Form einer Assoziation be- 
stimmter Luftfahrtgesellschaften im Rahmen des 
Projekts der Air-Union. 

Auch auf diesem Gebiet gewähren die Staaten 
den Luftfahrtgesellschaften wegen ihrer beson- 
deren wirtschaftlichen Bedeutung und zur Ent- 
wicklung des technischen Fortschritts Unterstüt- 
zungen, namentlich in Form von Beihilfen zum 
Ausgleich ihrer Betriebskonten. 

5. Bei aufmerksamer Prüfung der gegebenen Ver- 
hältnisse (Steht daher zu befürchten, daß die inte- 
grale Anwendung der Wettbewerbsregeln des 
Vertrages auf den Seeverkehr und den Luftver- 
kehr wegen der Besonderheiten dieser beiden 
Verkehrsträger schwerwiegende Störungen her- 
vorrufen könnte. Um die Aufstellung der geeig- 
neten und gegebenenfalls erforderlichen Vor- 
schriften zu ermöglichen, erscheint es angebracht. 
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idie Aniwenidung der Artikel 85 his 94 sowie die 
Maßnahmen zur Durchführung dieser Vorschrif- 
ten für einen bestimmten Zeitraum auszusetzen. 

6. In diesem Sinne haben das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
geltend gemacht, daß es „notwendig sei, für den 
Verkehr besondere Wettbewerbsregeln in allen 
denjenigen Fällen aufzustellen, in denen die all- 
gemeinen Wettbewerbsregeln den Besonderhei- 
ten des Verkehrs nicht gerecht werden und sich 
als unzureichend erweisen", 

7. Die Besonderheiten der Seeschiffahrt und der 
Luftfahrt vermögen gleichwohl nicht eine Aus- 
setzung des Artikels 85 auch gegenüber solchen 
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander 
abgestimmten Verhaltensweisen zu rechtfertigen, 
die nicht unmittelbar mit der Verkehrsletstung in 
Verbindung stehen. Auf solche Vereinbarungen, 
Beschlüsse und aufeinander ahgestimmte Ver- 
haltensweisen sind daher Artikel 85 und die zu 
seiner Durchführung erlassenen oder zu erlassen- 
den Vorschriften weiterhin anzuwenden. 


8. Falls nach Prüfung der Verhältnisse mit den Mit- 
gliedstaaten während der Aussetzungsfrist keine 
geeigneten Vorschriften erlassen werden, so fin- 
den die Artikel 85 bis 94 des Vertrages insge- 
samt voll wirksam auf die Seeschiffahrt und 
Luftfahrt Anwendung. Für diesen Fall ist eine 
Anpassung der mit der Verordnung Nr. 17 vor- 
gesehenen Übergangsregelung erforderlich, wo- 
bei der Zeitpunkt berücksichtigt werden muß, zu 
dem Artikel 85 auf sämtliche Vereinbarungen, 
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhal- 
tensweisen, die von den in Artikel 84 Absatz 2 
angesprochenen Unternehmen getroffen werden, 
anwendbar ist. 

9. Nach Artikel 84 Absatz 2 bleibt es dem Rat über- 
lassen, nach welchem Verfahren die von ihm 
vorgesehenen geeigneten Vorschriften zu erlas- 
sen sind. Es scheint angebracht, das gleiche Ver- 
fahren anzuweniden, das in Artikel 75 für die 
Vorschriften zur Verwirklichung der gemein- 
samen Verkehrspolitik vorgesehen ist. 
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Aufzeichnung des Bundes Verkehrsministeriums 


1. Zum Entwurf für die Binnenverkehrsträger 

Artikel 85 des EWG-Vertrages verbietet bestimmte 
Absprachen der Unternehmer und läßt Ausnahmen 
nur unter besonderen Voraussetzungen zu. Mit der 
Verordnung Nr. 17 der EWG sind die zur Durchfüh- 
rung der Artikel 85 und 86 des Vertrages erforder- 
lichen Bestimmungen erlassen worden. Die Verord- 
nung ist im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 13 vom 21. Februar 1962 veröffentlicht. 
Sie sieht u. a. eine Anmeldepflicht für die in Arti- 
kel 85 EWGV bezeichneten Beschlüsse, Verein- 
barungen und aufeinander abgestimmten Verhal- 
tensweisen (Kartelle) vor, die für Altkartelle am 
31. Oktober 1962 abläuft. Die Nicht anmeldung die- 
ser Absprachen kann für die Unternehmer Rechts- 
nachteile sowie erhebliche Geldbußen zur Folge 
haben. 

Die Frage, ob die Wettbewerbsregeln des EWG- 
Vertrages (Artikel 85 bis 94) und damit auch die 
Verordnung Nr. 17 für den Verkehr gelten, ist um- 
stritten. Alle Mitgliedstaaten sind sich jedoch dar- 
über einig, daß die Verordnung Nr. 17 auf den Ver- 
kehr eine bestimmte Zeitlang nicht angewendet 
werden soll, um zu ermöglichen, daß innerhalb die- 
ser Frist im Rahmen der gemeinsamen Verkehrs- 
politik geeignete Vorschriften für die Binnenver- 
kehrsträger erlassen werden. Die Kommission 
kommt mit dem Verordnungsentwurf einer Auffor- 
derung des Rates nach, gemäß Artikel 87 Nr. 2 c 


eine entsprechende Ausnahmeregelung für den Ver- 
kehr vorzulegen. Diese Ausnahmeregelung soll noch 
vor Ablauf der Anmeldefrist für Altkartelle vom 
Rat der EWG erlassen werden. 


II. Zum Entwurf für die Seeschiffahrt und Luftfahrt 

Dieser Verordnungsentwurf sieht nicht nur eine 
Aussetzung des Artikels 85 EWGV, sondern die 
Aussetzung sämtlicher Wettbewerbsregeln des Ver- 
trages vor (Kartelle, Monopole, Dumping, staatliche 
Beihilfen). Zum Erlaß der Verordnung ist nach Arti- 
kel 84 Abs. 2 EWGV Einstimmigkeit erforderlich. 
Der Rat ist nach dieser Vorschrift autonom, ob, 
wann und in welchem Umfang der Vorschriften für 
diese beiden Verkehrsarten erlassen will. Der Kom- 
mission steht in diesem Fall — im Gegensatz zu 
Artikel 75 EWGV — kein Vorschlagsrecht zu. 

Die meisten Mitgliedstaaten vertreten die Auffas- 
sung, daß die Bestimmungen des EWG-Vertrages so 
lange nicht auf die Seeschiffahrt und Luftfahrt an- 
gewendet werden können, als kein einstimmiger 
Beschluß des Rates nach Artikel 84 Abs. 2 EWGV 
vorliegt. Ihrer Meinung nach ist also für die Nicht- 
anwendung der Wettbewerbsvorschriften des Ver- 
trages und damit auch der Verordnung Nr. 17 keine 
besondere Verordnung notwendig. Es ist daher nicht 
damit zu rechnen, daß im Rat für diese Verordnung 
die erforderliche Einstimmigkeit erreicht wird. 
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